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DAS BRINGT DER TAG

1 Fridays for Future:
Weltweit sind dieses Mal

bis Donnerstagabend 1769
Demonstrationen fürs Klima
in 112 Staaten angemeldet. Al-
lein in Deutschland wollen
Schüler in knapp 200 Städten
auf die Straße gehen. Vorbild
ist die schwedische Schülerin
Greta Thunberg.

2 Umweltkonferenz der
UN: Staats- und Regie-

rungschefs sowie Umweltmi-
nister aus aller Welt treffen
sich im kenianischen Nairobi,
um für das Problem Plastik-
müll im Meer eine Lösung zu

finden. Deutschland wird ver-
treten von Umwelt-Staatsse-
kretär Jochen Flasbarth.

3 Pressekonferenz des
Premiers: Die diesjähri-

ge Plenarsitzung des chinesi-
schen Volkskongresses in Pe-
king geht nach zehn Tagen zu
Ende. In der sorgfältig or-
chestrierten Pressekonferenz
wird sich Premierminister Li
Keqiang zur Außenpolitik und
zur Wirtschaft des Landes äu-
ßern.

PAktuelle Entwicklungen auf
NWZonline.de

ZUR SACHE

NORBERT RÖTTGEN, CDU-AUßENEXPERTE

Zweites Referendum
einziger Ausweg
aus der Situation

DAS THEMA: CHAOS BEIM BREXIT

VON ANDREAS HERHOLZ,
BÜRO BERLIN

FRAGE:Herr Röttgen, die briti-
sche Regierungschefin Theresa
May erlebt eine Abstimmungs-
niederlage nach der anderen
im Unterhaus. Wie kann es
jetzt weitergehen?
RÖTTGEN: Die Abstimmungs-
ergebnisse zeigen, wie tief ge-
spalten die britische Gesell-
schaft in dieser Frage ist. Das
gilt auch für die Konservati-
ven und Labour. Wir erleben
ein politisches System, das in-
zwischen so polarisiert ist,
dass Kompromisse scheinbar
nicht mehr möglich sind.
FRAGE: Einen No-Deal-Brexit
wollen die Briten nicht, den
ausgehandelten Ausstiegsver-
trag mit der EU aber auch
nicht. Wie kommt man aus
dieser verfahrenen Lage wie-
der raus? Was kann die EU
den Briten noch anbieten?
RÖTTGEN: Anbieten kann
man den Briten nichts mehr.
Eine Lösung muss jetzt aus
London kommen. Mays Ver-
trag mit der EU wurde ebenso
abgelehnt wie ein No-Deal-
Brexit. Logisch betrachtet
bleibt somit überhaupt nur
noch eine Möglichkeit – und
zwar das Volk zu befragen: ob
es Mays Austrittsabkommen
billigt oder doch lieber in der
EU bleiben möchte. Ein zwei-
tes Referendum erscheint mir
der einzig mögliche Ausweg
aus dieser verfahrenen Situa-
tion zu sein.
FRAGE: Kritiker warnen, man

könne das Volk nicht so lange
abstimmen lassen, bis einem
das Ergebnis passt...
RÖTTGEN: Die Debatte heute
ist eine völlig andere als beim
ersten Referendum. Der soge-
nannte Brexit-Deal mit all sei-
nen Hürden zeigt, wie schwie-
rig ein Austritt aus der EU ist.
Wenn man sich für Referen-
den entscheidet, dann sollte
man dem Volk am Ende des
Prozesses die Chance geben,
über das Verhandlungsergeb-
nis abzustimmen. Das Parla-
ment votiert ja schließlich
auch schon zum fünften Mal
in dieser Frage.
FRAGE: EU-Ratspräsident Do-
nald Tusk spricht sich dafür
aus, den Briten einen langen
Aufschub für den Ausstieg zu
gewähren. Ein möglicher Aus-
weg?
RÖTTGEN:Mit einer rein tech-
nischen Verlängerung von
wenigen Wochen wäre nie-
mandem gedient. Wenn über-
haupt, kann es substanzielle
Fortschritte nur bei einem
längeren Aufschub geben.
FRAGE: An welche Frist den-
ken Sie?
RÖTTGEN: Die EU sollte jetzt
eine einmalige, aber großzü-
gige Verlängerung gewähren.
Wir sollten den Briten wenigs-
tens bis zum Ende des Jahres
Zeit geben, um eine Entschei-
dung herbeizuführen, maxi-
mal aber zwölf Monate.

Norbert Röttgen (53, CDU) ist seit
2014 Vorsitzender des Auswärtigen
Ausschusses des Bundestags.

DPA-BILD: SCHINDLER

ZUR PERSON

Viktor Orban
UNGARNS MINISTERPRÄSIDENT

Der Druck auf
Ungarns Minis-

terpräsidenten Viktor
Orban (55) war zu-
letzt immer größer
geworden. Erstmals
ist der Ausschluss sei-
ner rechtsnationalen
Fidesz-Partei aus der
Europäischen Volkspartei
eine realistische Option. Am
Donnerstag ruderte er zurück.
Zumindest ein bisschen.

In einem Brief an Mitglie-
der des Parteienverbunds, zu
dem auch CDU und CSU ge-
hören, bittet Orban um Ent-
schuldigung dafür, dass er sie
als „nützliche Idioten“ be-

zeichnet hatte. „Hier-
mit möchte ich meine
Entschuldigung aus-
drücken, falls Sie sich
durch mein Zitat per-
sönlich angegriffen
fühlten“, heißt es da-
rin. Zugleich macht er
klar, dass er an seiner

Politik nichts ändern werde.
Kritiker werfen Orban vor, in
Ungarn seit Jahren Demokra-
tie und Rechtsstaat auszuhöh-
len.

Kommenden Mittwoch soll
der EVP-Vorstand über den
weiteren Umgang mit der Fi-
desz entscheiden. Am Ende
könnte ein Ausschluss stehen.

DPA-BILD: MATTHYS
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11. WOCHE
MITTWOCHSLOTTO

Klasse 1 = 6 und Superzahl:
unbesetzt
Jackpot:5 509 574,10 e
Klasse 2 = 6: unbesetzt
Jackpot:797 221,60 e
Klasse 3 = 5 und Superzahl:

25 x 15 944,40 e
Klasse 4 = 5:

218 x 5 485,40 e
Klasse 5 = 4 und Superzahl:

1 611 x 247,40 e

Klasse 6 = 4:
12 664 x 62,90 e

Klasse 7 = 3 und Superzahl:

33 953 x 23,40 e
Klasse 8 = 3:

271 635 x 13,20 e
Klasse 9 = 2 und Superzahl:

295 369 x 5,00 e

SPIEL 77
Klasse 1 = Super 7

1 x 277 777,00 e
Klasse 2 2x77777,00 e
Klasse 3 22x7777,00 e
Klasse 4 156x777,00 e
Klasse 5 1 654x77,00 e
Klasse 6 16 090x17,00 e
Klasse 7 160 893x5,00 e

(alle Angaben ohne Gewähr)

GEWINNQUOTEN

Das Warten auf Termine
beim Arzt ärgert Patien-
ten. Gegensteuern soll
ein neues Gesetz.
VON SASCHA MEYER
UND HANS BEGEROW

BERLIN/IM NORDWESTEN – Mehr
Sprechstunden und neue Ver-
mittlungsangebote: Für Kas-
senpatienten in Deutschland
soll es leichter werden,
schneller an Arzttermine zu
kommen. Darauf zielt ein Ge-
setz der Großen Koalition, das
der Bundestag am Donners-
tag beschlossen hat. Gesund-
heitsminister Jens Spahn
(CDU) sagte, die Regelungen
sollten den Alltag für Millio-
nen Menschen verbessern.
Vorgesehen sind mehr Geld
für Ärzte, aber auch für Phy-
siotherapeuten und Logopä-
den. Zuschüsse für Zahn-
ersatz sollen erhöht werden.
Bis 2021 sollen alle Kranken-

kassen digitale Patientenak-
ten anbieten.

Spahn sagte, wochenlange
Wartezeiten für gesetzlich
Versicherte seien ein Aufre-
gerthema, auch weil es bei
Privatpatienten häufig
schneller gehe. Das Gesetz
solle die Versorgung daher
„schneller, besser und digita-
ler“ machen. Für Ärzte solle
gelten: „Wer mehr behandelt,
soll auch entsprechend besser
vergütet werden.“

SPD-Gesundheitsexperte
Karl Lauterbach sprach von
einem Schritt nach vorn zum
Abbau der Zwei-Klassen-Me-
dizin. Das Gesetz sieht vor,
dass Praxisärzte künftig min-
destens 25 statt 20 Stunden in
der Woche für gesetzlich Ver-
sicherte anbieten müssen. Bei
Augenärzten, Frauenärzten
und Hals-Nasen-Ohren-Ärz-
ten muss es mindestens fünf
Stunden als offene Sprech-
stunde ohne feste Termine
geben.

Die telefonische Vermitt-
lung über Terminservicestel-
len, die in den Ländern bisher
unterschiedlich arbeiten, soll
zudem stark ausgebaut wer-
den. Ab Anfang 2020 sollen sie
nicht nur zu Fachärzten ver-
mitteln, sondern auch zu
Haus- und Kinderärzten. Zu-
dem sollen sie bundesweit
unter der Telefonnummer
116117 täglich rund um die
Uhr erreichbar sein – und
auch online oder über eine
App für Smartphones.

Für die gesetzlichen Kran-
kenkassen bedeuten die Pläne
jährliche Mehrausgaben in
Milliardenhöhe. So sollen Ärz-
te als Anreiz zusätzlich Geld
bekommen: fürs Vermitteln
dringender Termine bei Fach-
ärzten, für neue Patienten in
der Praxis und Leistungen in
offenen Sprechstunden.
Wenn sie auf dem Land arbei-
ten, bekommen Ärzte Zu-
schläge garantiert. Insgesamt
dürften für Arzt-Vergütungen

bis zu 800 Millionen Euro
mehr anfallen, für eine höhere
Bezahlung und bessere
Arbeitsbedingungen von Heil-
beruflern wie Physiothera-
peuten weitere 600 Millionen
Euro.

Ärzte aus dem Nordwesten
hatten gegen das neue Gesetz
protestiert, unter anderem in
Zeitungsanzeigen. Sie emp-
finden die Terminservicestelle
als Diktat, das Freiberufler
reglementiere.

Und auch aus Spahns eige-
ner Fraktion gab es Wider-
spruch: Die CDU-Abgeordne-
te Astrid Grotelüschen (Ahl-
horn) enthielt sich der Stim-
me. Sie begrüße die Verbesse-
rungen etwa beim Blankore-
zept. „Allerdings sehe ich die
Regelung der Sprechstunden
kritisch. Die meisten Ärzte
leisten jetzt bereits mehr
Stunden. Die Wirksamkeit,
eine bessere Versorgung zu
erreichen, ist daher fraglich.“
PKOMMENTAR, SEITE 4

ARZTTERMINE Das verspricht Gesundheitsminister Spahn den Kassenpatienten

„Schneller, besser und digitaler“

VON STEFAN KRUSE
UND ANNE-BÉATRICE CLASMANN

BERLIN/BREMEN – Deutsche
Politiker, Gerichte, Behörden
und Institutionen sind offen-
sichtlich seit Monaten Ziel
von Gewaltdrohungen aus
mutmaßlich rechtsextremen
Kreisen. Es gehe um mehr als
100 verschickte E-Mails, die
mit „Nationalsozialistische
Offensive“, „NSU 2.0“ oder
„Wehrmacht“ unterzeichnet
worden seien, berichteten die
„Süddeutsche Zeitung“ und
der NDR.Wie die Bremer Poli-
zei gegenüber „buten un bin-
nen“ bestätigte, gingen Mitte
Januar auch am Bremer Land-
gericht und am Oberlandes-
gericht entsprechende Bom-

bendrohungen ein.
Die Serie soll bereits im

vergangenen Sommer begon-
nen haben. Dass die Absender
bislang nicht ermittelt wur-
den, hängt dem Vernehmen
nach auch damit zusammen,
dass sie beim Versenden ihrer
Botschaften darauf achten,
dass diese E-Mails nicht zu-
rückverfolgt werden können.
Ob es sich wirklich um
Rechtsextremisten handelt
und ob möglicherweise auch
Trittbrettfahrer unterwegs
sind, ist unklar.

Wegen entsprechender
Drohungen seien am Montag
der Hauptbahnhof Lübeck so-
wie am Dienstag das Finanz-
amt Gelsenkirchen vorsorg-
lich geräumt worden.

ERMITTLUNGEN E-Mails an Politiker
und Gerichte – Auch Bremen betroffen

Gewaltdrohung aus
rechten Kreisen?

VON MARTINA HERZOG

BERLIN – Bundesfinanzminis-
ter Olaf Scholz (SPD) stößt mit
seinen Plänen zum Haushalt
2020 und zur mittelfristigen
Finanzplanung auf massive
Bedenken beim Koalitions-
partner Union. Es hakt vor al-
lem bei den Themen Grund-
steuer, Grundrente und Ver-
teidigung. Die Union will
Prioritäten bei Infrastruktur,
Investitionen und Innovatio-
nen setzen, die SPD will mehr
Sozialleistungen über Steuern
finanzieren. Der Koalitions-
ausschuss von Union und
SPD befasste sich am Don-
nerstag erneut damit.

Bei den Verhandlungen
über die Reform der Grund-

steuer will Bayerns Minister-
präsident Markus Söder
(CSU) inzwischen einen
grundsätzlichen Neuanfang.
Das Bundesland lehnt die bis-
herigen Vorschläge von
Scholz ab. Der Streit geht im
Kern um die Frage, ob ein
Grundstück vor allem nach
der Fläche oder in erster Linie
nach demWert einer Immobi-
lie besteuert werden soll.

Nun sollen sich die Spitzen
der Großen Koalition um
einen Kompromiss bemühen.
Es geht um 14Milliarden Euro
Steueraufkommen im Jahr für
die Kommunen. Die Zeit
drängt, auch Grundstücksbe-
sitzer und Mieter wollen bald
Klarheit haben.
PKOMMENTAR, SEITE 4

FINANZEN SPD will mehr Sozialleistungen
– Union pocht auf Investitionen

Koalition streitet
um Haushalt 2020

Trotz des derzeitigen Rodungsstopps
sind im Hambacher Forst in jüngster
Zeit einige Bäume gefällt worden –
nach Angaben der Aachener Polizei je-

doch nicht vom Energieriesen RWE. Bei
einer Waldbegehung entdeckten die
Beamten demnach neue Baumhäuser,
für die teilweise Holzstämme mit fri-

schen Schnittkanten verbaut worden
seien. Gleichzeitig fanden die Polizis-
ten etwa 50 Baumstümpfe frisch ge-
schlagener Bäume. BILDER: POLIZEI AACHEN

ALTE BÄUME WEG – NEUE BAUMHÄUSER DA
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